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Drucksache 1902 


Kleine Anfrage 210 

der Fraktion der SPD 


betr. Ruhegehaltzahlung an den früheren Oberreichsan- 
walt Lautz 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Trifft es zu, daß der als Oberreichsanwalt beim Volksgerichtshof 
tätig gewesene Lautz in Kiel auf Grund des Bundesgesetzes zu 
Artikel 131 GG ein Ruhegehalt bezieht? Wie hoch ist das 
Ruhegehalt? 

2. Warum steht der Zahlung eines Ruhegehalts nicht die Tatsache 
entgegen, daß unter der Mitverantwortung von Lautz auf seine 
Anklagen und Anträge hin zahlreiche Menschen vom Volks- 
gerichtshof in rechtsstaatswidrigen Verfahren zu Unrecht zum 
TocU verurteilt wurden, und daß Lautz diese Todesurteile, die 
als nationalsozialistisches Unrecht erwiesen sind, vollstrecken ließ? 

3. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um der Zahlung eines 
Ruhegehalts an Lautz entgegenzuwirken? 


Bonn, den 1. Dezember 1955 


Ollenhaucr und Fraktion 
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